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Verteiler Europa: 
 

 Europäische Kommission 

o Generaldirektion Kommunikationsnetze, Inhalte und Technologien 

 Europäisches Parlament 

o Ausschuss Industrie, Forschung, Energie 

o Ausschuss für Wirtschaft und Währung  

o Ausschuss Binnenmarkt und Verbraucherschutz 

o Rechtsausschuss 

o Ausschuss für Bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres 

 Rat der Europäischen Union 

 Ständige Vertretung der Bundesrepublik Deutschland bei der EU 

 Justizreferenten der Landesvertretungen 

 Der Europäische Datenschutzbeauftragte 

 Rat der Europäischen Anwaltschaften (CCBE) 

 Vertreter der Freien Berufe in Brüssel 

 Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) in Brüssel 

 Deutscher Industrie- und Handelskammertag (DIHK) in Brüssel 

 

 
Verteiler Deutschland: 

Verteiler: 

 Bundesministerium des Innern 

 Bundesministerium der Justiz 

 

 Landesjustizverwaltungen 

 

 Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages 

 SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag 

 CDU/CSU-Fraktion des Deutschen Bundestages, Arbeitsgruppe Recht 

 Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Deutschen Bundestag 

 FDP-Fraktion im Deutschen Bundestag 

 Fraktion DIE LINKE im Deutschen Bundestag 

 Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 

 

 Vorstand und Geschäftsführung des Deutschen Anwaltvereins 

 Vorsitzende der Gesetzgebungsausschüsse des Deutschen Anwaltvereins 

 Vorsitzende des FORUMs Junge Anwaltschaft 

 

 Deutscher Richterbund 

 Bund Deutscher Verwaltungsrichter 

 Deutscher Steuerberaterverband 
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 GRUR 

 BITKOM 

 DGRI  

 Bundesverband der Freien Berufe 

 

 Bundesrechtsanwaltskammer 

 Bundesnotarkammer 

 Deutscher Notarverein e. V. 

 

 Redaktion NJW 

 JUVE-Verlag 

 ver.di Bundesverwaltung, Fachbereich Bund und Länder, Richterinnen und Richter, 

Staatsanwältinnen und Staatsanwälte 
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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit ca. 67.000 Mitgliedern vertritt 

die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler 

Ebene 

 

 

I. Grundsatzbemerkungen 

1. 

Eine sichere elektronische Identifizierung ist für den elektronischen Rechtsverkehr von 

Bedeutung. Der alltägliche elektronische Rechtsverkehr funktioniert aber offenkundig auch 

ohne eine solche sichere elektronische Identifizierung, wie ja auch zuvor der 

Geschäftsverkehr oft ohne sichere Identifizierung durchgeführt wurde. 

Dennoch gibt es eine ganze Reihe von Akten, insbesondere im Verkehr mit Behörden und 

bei gewichtigen Vertragsschlüssen, wo eine sichere elektronische Identifizierung sinnvoll und 

notwendig ist. 

2. 

Gerade bei diesen gewichtigen Geschäften ist es auch wichtig, dass elektronische 

Identifizierungen über Grenzen hinaus anerkannt werden. Deswegen ist der Vorschlag einer 

solchen Verordnung begrüßenswert. 

3. 

Leider ist der Vereinheitlichungsgrad durch diese Verordnung eher gering, weil sie letztlich 

keinen Mitgliedsstaat zur Zulassung elektronischer Verfahren verpflichtet. 

 

II. Detailanmerkungen 

1.  

In den Vorbemerkungen zur Verordnung ist davon die Rede, dass die Mitgliedstaaten eine 

eindeutige Verknüpfung der elektronischen Identifizierungsdaten mit der betreffenden Person 

gewährleisten. Ähnlich ist davon die Rede, dass der jeweilige Mitgliedstaat sicherstellt, dass 

die Personenidentifizierungsdaten der in Art. 3 Abs. 1 des Verordnungsentwurfs (VO-E) 

genannten natürlichen oder juristischen Personen eindeutig zugeordnet sind. Nach heutigem 

technischen Stand kann zwar eine hohe technische Sicherheit dafür erreicht werden, dass 
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die Personenidentifizierungsdaten eindeutig zugeordnet sind, eine 100%-ige Sicherheit wird 

es aber nicht geben. Dies sollte im Text zum Ausdruck kommen. Geregelt werden muss 

zusätzlich, dass durch entsprechende Überwachungs- und Entwicklungsmaßnahmen 

sichergestellt ist, dass die Sicherheit der Identifizierung auch im Zuge der weiteren 

technischen Entwicklung sichergestellt bleibt. 

2. 

Es ist prinzipiell zu begrüßen, dass solche elektronischen Identifizierungsmittel auch in 

Gerichtsverfahren verwendbar sind (Vorbem. 18, Art. 20, 28 VO-E). Dies war jedenfalls in 

Deutschland auch zu keiner Zeit rechtlich problematisch. Das deutsche Prozessrecht regelt 

dies im Augenblick so, dass gem. § 371 a ZPO die elektronischen Dokumente zwar 

eigentlich einen Augenscheinsbeweis darstellen, ihre Beweiskraft aber privatschriftlichen 

Urkunden gleichgestellt wird. Dies entspricht Art. 20 Abs. 2 VO-E. Demgemäß muss nach 

dem deutschen Prozessrecht die Echtheit der qualifizierten elektronischen Signatur 

nachgewiesen werden. Sie wird allerdings vermutet, wenn sich der Anschein der Echtheit 

aus einer entsprechenden Prüfung nach dem Signaturgesetz ergibt. Keine Vermutung 

besteht dafür, dass eine qualifizierte elektronische Signatur auch eine solche ist, wenn der 

jeweilige Beweisgegner dies bestreitet. Allerdings gilt dieser Beweis nach herrschender 

Meinung in Deutschland als erbracht, wenn die qualifizierte elektronische Signatur von einem 

akkreditierten Anbieter stammt. Hier ist dann nur noch ein Gegenbeweis möglich (vgl. dazu 

Reese, Vertrauenshaftung und Risikoverteilung bei qualifizierten elektronischen Signaturen, 

Köln/Berlin/München 2006, S. 37 f.; Menke, Elektronische Signatur im deutschen und 

brasilianischen Recht, Baden-Baden 2009, S. 164; Redeker, IT-Recht, Rz. 907). 

Eine entsprechende Vorschrift fehlt in der Verordnung, so dass in Konsequenz der 

Verordnung die eben dargestellte Vermutung auch in Deutschland nicht mehr gilt, zumal ein 

Akkreditierungsverfahren für Anbieter von elektronischen Identifizierungsmitteln nicht 

vorgesehen ist. Wird demnach in einem Prozess, der ja Jahre nach Abgabe der Erklärung 

stattfinden kann, bestritten, dass das verwendete elektronische Identifizierungsmittel sicher 

ist, können erhebliche Beweisprobleme auftreten. Hier sollte durch eine dem derzeitigen 

deutschen Recht vergleichbare Vorschrift Vorsorge getroffen werden.  

3. 

Die Verordnung enthält unter Art. 9 Abs. 1 VO-E eine Haftungsklausel, die eine Haftung des 

Diensteanbieters nur auf eine Verletzung der in Art. 15 Abs. 1 VO-E festgelegten Pflichten 

zurückführt. Jedenfalls enthalten aber auch Art. 19 Abs. 2 und 3 VO-E entsprechende 

Pflichten. Es wäre sinnvoll, eine Haftung  des Diensteanbieters für alle Verstöße gegen in 
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der Verordnung festgesetzten Pflichten vorzusehen und die Haftung nicht nur auf einen 

konkreten Artikel zu beschränken. 

4. 

Der VO-Entwurf enthält zahlreiche Ermächtigungsregeln an die Kommission, verschiedene 

Rechtsakte zu erlassen (z.B. Art. 15 Abs. 5 und 6, Art. 16 Abs. 5 und 6, Art. 17 Abs. 5, Art. 

18 Abs. 5 und 6 VO-E). So sinnvoll dies teilweise erscheint, so unklar und umfassend sind 

einzelne dieser Ermächtigungen. So soll nach Art. 18 Abs. 5 VO-E die Kommission durch 

delegierte Rechtsakte die in Abs. 1 genannten Informationen festlegen. Diese sind in Art. 1 

mit Sicherheit schon festgelegt worden. Es kann hier allenfalls um eine Präzisierung der 

Form gehen, in der diese Informationen erteilt werden. 

Noch gewichtiger ist die Ermächtigung in Art. 16 Abs. 5 VO-E, nach der durch einen 

delegierten Rechtsakt die Bedingungen festgelegt werden, unter denen unabhängige Stellen 

anerkannt werden, die Audits durchführen. Die Grundsätze solcher Zulassungsbedingungen 

müssen durch eine Verordnung oder auch durch ein demokratisch legitimiertes Gremium 

festgelegten Rechtsakt erlassen werden. Die Kommission ist in diesem Sinne nicht 

demokratisch legitimiert. Die Ermächtigung geht daher zu weit. 

 

 


